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155 . Bundesgesetz vom 4. Juli 1951 über j
die Tilgung von Verurteilungen (Tilgungs-

gesetz 1951).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Gerichtliche Verurteilungen sind nach Ab-
lauf der in diesem Bundesgesetz bestimmten
Fristen auf Antrag durch Beschluß des Gerichtes
zu tilgen.

I. Abschnitt.

Voraussetzungen und Wirkungen der Tilgung.

T i l g u n g s f r i s t e n f ü r e i n e e i n z i g e
V e r u r t e i l u n g .

§ 2. (1) Die Tilgungsfristen für Verurteilun-
gen wegen strafbarer Handlungen, die nach
Vollendung des achtzehnten Lebensjahres be-
gangen wurden, betragen:

a) bei einer Verurtei lung wegen Übertre tun-
gen oder Vergehen allein oder im Zusam-
mentreffen miteinander, soferne keine
Freiheitsstrafe verhängt wurde , drei Jahre,
sonst fünf Jahre;

b) bei einer Verurtei lung wegen der im § 6
des Gesetzes vom 15. November 1867,
RGBl. Nr . 131, in der Fassung des Ge-
setzes vom 15. Juli 1920, StGBl. Nr . 323,
und im Bundesgesetz zum Schutz des
Staates (Staatsschutzgesetz), BGBl. Nr . 223
aus dem Jahre 1936, aufgezählten Ver-
brechen allein oder im Zusammentreffen
mit Über t re tungen oder Vergehen fünf
Jahre;

c) bei einer Verurtei lung wegen anderer als
der in lit. b bezeichneten Verbrechen allein
oder im Zusammentreffen mi t den in

lit. a und b bezeichneten strafbaren H a n d -
lungen, sofern eine Arreststrafe verhängt
wurde, fünf Jahre, soferne jedoch eine drei
Jahre Kerker nicht übersteigende Strafe
verhängt wurde, zehn Jahre; wurde eine
drei Jahre Kerker übersteigende Strafe
verhängt, so beträgt die Tilgungsfrist
fünfzehn Jahre.

(2) Die Tilgungsfristen für Verurteilungen
wegen strafbarer Handlungen, die vor Vollendung
des achtzehnten Lebensjahres begangen wurden,
betragen bei Verurteilungen wegen Über t re tun-
gen und Vergehen drei Jahre, bei Verurteilungen
wegen Verbrechen fünf Jahre.

(3) Treffen in einer Verurteilung strafbare
Handlungen zusammen, die teils vor, teils nach
Vollendung des achtzehnten Lebensjahres be-
gangen wurden, so bestimmt sich das Ausmaß
der Tilgungsfristen nach Abs. 1.

(4) Nebens t ra fen oder M a ß n a h m e n der Siche-
rung oder Besserung haben auf das A u s m a ß
der Tilgungsfristen keinen Einfluß.

T i l g u n g s f r i s t e n f ü r m e h r e r e V e r -
u r t e i l u n g e n .

§ 3 . (1) Ist j emand öfter als einmal verur te i l t
worden , so ver länger t sich die im § 2 be-
s t immte Tilgungsfrist jeder Verur te i lung u m so
viele Jahre , als die Zah l der Verur te i lungen be-
trägt.

(2) Ist jedoch jemand nicht öfter als zweimal
verurteilt worden, so tritt die Verlängerung der
Tilgungsfristen nach Abs. 1 nicht ein, wenn
einem der beiden Erkenntnisse nur den Um-
ständen nach geringfügige und nicht auf der
gleichen schädlichen Neigung beruhende straf-
bare Handlungen wie dem anderen Erkenntnisse
zugrunde liegen.
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A u s s c h l u ß d e r T i l g u n g .

§ 4. (1) Eine Verurteilung, die auf Todes-
strafe oder lebenslange Kerkerstrafe lautet, kann
nicht getilgt werden und schließt auch die Ti l -
gung anderer Verurteilungen aus.

(2) Ist jemand öfter als einmal verurteilt
worden und liegt auch nur einer dieser Ver-
urteilungen eine strafbare Handlung zugrunde,
die nach Vollendung des achtzehnten Lebens-
jahres begangen wurde, so ist die Tilgung aus-
geschlossen:

a) wenn jemand wegen strafbarer H a n d -
lungen, die auf der gleichen schädlichen
Neigung beruhen, öfter als dreimal ver-
urteilt wurde, es sei denn, daß alle diese
strafbaren Handlungen den Umständen
nach geringfügig sind;

b) wenn die Summe der verhängten Freiheits-
strafen (Ersatzfreiheitsstrafen) drei Jahre
übersteigt. Ist jemand nicht öfter als zwei-
mal verurteilt worden, so t r i t t der Aus-
schluß der Tilgung nicht ein, wenn einem
der beiden Erkenntnisse nur den U m -
ständen nach geringfügige und nicht auf
der gleichen schädlichen Neigung be-
ruhende strafbare Handlungen wie dem
anderen Erkenntnis zugrunde liegen.

F r i s t e n l a u f .
§ 5. (1) Die Tilgungsfrist beginnt, sobald

Strafen und Nebenstrafen vollzogen oder nach-
gesehen worden sind oder als vollzogen gelten
und Maßnahmen der Sicherung und Besserung
durchgeführt oder gegenstandslos geworden sind.

(2) Ist auf den Verlust von Rechten, Stellun-
gen oder Befugnissen oder auf Abschaffung
jeweils für eine bestimmte Zeit erkannt worden,
so wird durch diesen Zeitraum, höchstens je-
doch für fünf Jahre, der Lauf aller Tilgungs-
fristen gehemmt. Wurde auf eine dieser Neben-
strafen ohne zeitliche Beschränkung oder auf
Landesverweisung erkannt, so wird der Lauf
aller Tilgungsfristen für die Dauer von zehn
Jahren gehemmt.

(3) Durch Stellung unter Polizei- oder Schutz-
aufsicht oder Maßnahmen nach § 2 des Jugend-
gerichtsgesetzes 1949 wird der Lauf von Til-
gungsfristen nicht gehemmt.

E i n t r i t t d e r T i l g b a r k e i t .
§ 6. (1) Die Tilgbarkeit einer Verurteilung

t r i t t ein, sobald die in § 2 bestimmte Tilgungs-
frist abgelaufen ist, die Tilgbarkeit mehrerer
Verurteilungen jedoch erst, sobald die nach § 3
verlängerten Tilgungsfristen aller Verurteilun-
gen verstrichen sind.

(2) Die bereits eingetretene Tilgbarkeit von
Verurteilungen wird durch nachfolgende Ver-
urteilungen nicht berührt.

W i r k u n g d e r T i l g u n g .
§ 7. (1) Mit der Tilgung einer Verurteilung

erlöschen die durch diese Verurteilung eingetre-
tene Unfähigkeit, bestimmte Rechte, Stellungen
oder Befugnisse zu erlangen oder wiederzuerlan-
gen, und alle sonstigen nachteiligen Folgen, die
kraft Gesetzes mit der Verurteilung verbunden
sind und nicht in dem Verluste besonderer auf
Gesetz, Verleihung, Wahl oder Ernennung be-
ruhender Rechte bestehen.

(2) Gesetzesbestimmungen, nach denen die
nachteiligen Folgen einer Verurtei lung im
weiteren Umfange als durch die Tilgung oder
in einem früheren Zei tpunkt erlöschen, bleiben
unberührt.

(3) Rechte dri t ter Personen, die sich auf die
Verurteilung gründen, werden durch die T i l -
gung nicht berührt .

(4) Ist eine Verurtei lung getilgt worden, so
gilt der Verurteil te fortan als gerichtlich u n -
bescholten, soweit dem nicht eine andere noch
ungetilgte Verurteilung entgegensteht. Er ist von
der Pflicht befreit, die getilgte Verurtei lung auf
Befragen vor Gericht oder einer anderen Be-
hörde anzugeben.

(5) Eine getilgte Verurtei lung darf in Aus-
künften des Strafregisteramtes, in Führungs-
zeugnissen und Leumundsauskünften nicht aus-
gewiesen, noch darin auf irgendeine A r t er-
sichtlich gemacht werden.

II. Abschnitt.

Verfahren.

Z u s t ä n d i g k e i t .
§ 8. (1) Über die Tilgung einer Verurteilung

entscheidet der Gerichtshof, der in erster Instanz
erkannt hat oder in dessen Sprengel das Gericht
liegt oder lag, das in erster oder einziger
Instanz entschieden hat.

(2) Ist über die Tilgung mehrerer Verurtei lun-
gen zu entscheiden, so erkennt jener Gerichts-
hof, der nach Abs. 1 für die Ti lgung der letzten
Verurteilung zuständig wäre.

(3) Ist n u r über die Ti lgung ausländischer
Verurteilungen zu entscheiden, so ist hiefür der
Gerichtshof erster Instanz zuständig, in dessen
Sprengel der Verurteilte seinen Wohnsi tz oder
Aufenthalt ha t ; ha t er im Gebiet der Republik
Österreich keinen Wohnsitz oder Aufenthalt ,
so entscheidet das Landesgericht für Strafsachen
Wien.

A n t r a g s t e l l u n g .
§ 9. (1) Die Tilgung erfolgt auf Ant rag des

Verurteil ten, seines gesetzlichen Vertreters oder
des Staatsanwaltes.

(2) Der Staatsanwalt ist verpflichtet, die Ti l -
gung zu beantragen, wenn ihm zur Kenntnis
gelangt, daß Verurteilungen tilgbar geworden
sind.
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(3) Der Ti lgungsantrag kann vom Verurtei l ten
oder seinem gesetzlichen Ver t re te r sowohl bei
dem für die Ti lgung zuständigen Gerichtshof
als auch bei jedem der Gerichte, die eine Ver-
urtei lung ausgesprochen haben, die getilgt werden
soll, schließlich auch bei dem Bezirksgericht, in
dessen Sprengel der Antragsteller seinen W o h n -
sitz oder Aufenthal t hat , mündlich oder schrift-
lich angebracht werden.

V e r f a h r e n u n d B e s c h l u ß f a s s u n g .

§ 10. (1) Der für die Ti lgung zuständige Ge-
richtshof hat die Erhebungen zur Vorbere i tung
der Beschlußfassung über den Tilgungsantrag
vorzunehmen.

(2) Der Staatsanwalt ist vor der Beschluß-
fassung zu hören, sofern er die Ti lgung nicht
selbst beantragt hat .

(3) Das Gericht faßt den Beschluß über den
Tilgungsantrag in einer Versammlung v o n drei
Richtern in nicht öffentlicher Sitzung.

(4) St immen der Vorsi tzende u n d der Staats-
anwalt überein, daß Verur te i lungen zu tilgen
seien, so bedarf es keiner Beschlußfassung im
Senate.

(5) Können Umstände , die für die Entscheidung
über einen Ti lgungsantrag wesentlich sind,
weder aus Strafakten noch anderen öffentlichen
U r k u n d e n erhoben werden, so k a n n das Ge-
richt die Ti lgung aussprechen, wenn diese U m -
stände sonst hinreichend bescheinigt sind.

(6) Das für die Ti lgung zuständige Gericht
kann , soweit die Ti lgung einer ausländischen
Verur te i lung beantragt wird, dem Verurtei l ten
auftragen, die für die Entscheidung wesentlichen
Ums tände durch öffentliche U r k u n d e n nachzu-
weisen. K o m m t der Verurtei l te diesem Auftrag
innerhalb der vom Gericht bes t immten Frist
nicht nach, so ist der Ti lgungsantrag zurück-
zuweisen.

(7) Der Tilgungsantrag ist ferner zurückzu-
weisen, wenn die in dem ausländischen Erkennt -
nis ausgesprochenen Strafen und Maßnahmen der
Besserung u n d Sicherung von jenen des in-
ländischen Rechtes so verschieden sind, daß
auch im Wege der Rechtsvergleichung die Fest-
stellung der für die Ti lgung erforderlichen Vor-
aussetzungen unmöglich ist.

(8) Auf Verlangen des Verurtei l ten ist das
zurückgewiesene Tilgungsbegehren als Gesuch
u m gnadenweise T i lgung zu behandeln.

(9) Die Ti lgung v o n Verurtei lungen ist auf
den Urschriften der Straferkenntnisse anzumer-
ken; ferner ist die A n m e r k u n g der Tilgung in
der Strafliste des Strafregisteramtes sowie in den
V o r m e r k u n g e n der Verwal tungsbehörden zu
veranlassen. !

B e s c h w e r d e .

§ 11 . (1) Gegen Beschlüsse über Tilgungsanträge
kann der Staatsanwalt stets, der Verurteil te oder
sein gesetzlicher Ver t re ter jedoch nur dann eine
Beschwerde erheben, wenn einem Antrag auf
Ti lgung nicht in vollem Umfange stattgegeben
worden ist. Über die Beschwerde entscheidet der
Gerichtshof zweiter Instanz.

(2) Die Beschwerdefrist beträgt acht Tage. Die
Beschwerde des Verurtei l ten oder seines gesetz-
lichen Ver t re ters ist auch dann rechtzeitig er-
hoben, wenn sie nicht bei dem Gerichtshofe,
der über den Tilgungsantrag entschieden hat,
sondern bei einem anderen im § 9 Abs. 3 be-
zeichneten Gerichte in der Beschwerdefrist er-
hoben worden ist.

(3) Der Beschwerde des Staatsanwaltes gegen
einen Beschluß, mi t dem die Tilgung einer Ver-
ur te i lung ausgesprochen wurde, k o m m t auf-
schiebende W i r k u n g zu.

III. Abschnitt.

Aufhebung von Rechtsvorschriften.

§ 12. Mi t dem Inkraf t t re ten dieses Bundes-
gesetzes werden das Gesetz vom 21. März 1918,
RGBl. N r . 108, über die Tilgung der Ver-
urtei lung, in der geltenden Fassung, sowie alle
Best immungen über die Tilgung von Ver-
urtei lungen durch Richterspruch in anderen
Rechtsvorschriften aufgehoben. Unberühr t blei-
ben die Best immungen des § 13 Abs. 3 zweiter
Satz u n d des § 42 Abs. 5 des Jugendgerichts-
gesetzes 1949.

IV. Abschnitt.

Übergangs- und Anpassungsbestimmungen.

§ 13. (1) Die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes sind auch auf Verurteilungen anzuwen-
den, die vo r seinem Inkraft treten rechtskräftig
geworden sind.

(2) Für die Best immungen des I. Abschnittes
gilt dies jedoch nicht, wenn Verurteilungen schon
vor dem Inkraf t t re ten dieses Bundesgesetzes
tilgbar waren und der Verurteilte oder sein
gesetzlicher Ver t re ter binnen einem Jahr nach
dem Inkraf t t re ten dieses Bundesgesetzes die T i l -
gung nach einer der im § 12 aufgehobenen Vor-
schriften begehrt .

(3) Auf Verur te i lungen durch die vor dem
27. Apr i l 1945 jemals im Gebiete der Republ ik
Österreich tä t ig gewesenen bürgerlichen Straf-
gerichte, Gerichte der österreichisch-ungarischen
W e h r m a c h t u n d österreichischen Landwehr sind
die Bes t immungen des § 10 Abs. 6 bis 8 nicht
anzuwenden .

(4) U r t e i l e v o n Sondergerichten gelten als ge-
fällt von jenem Gerichtshof erster Instanz, in
dessen Sprengel das Sondergericht tagte.
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V. Abschnitt.
Schlußbestimmungen.

§ 14. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am
dreißigsten Tage nach seiner Kundmachung in
Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind die Bundesministerien für Justiz und für
Inneres betraut.

Körner
Figl Helmer

156 . Bundesgesetz vom 4. Juli 1951,
betreffend Erlassung von Mindestlohntarifen.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

M i n d e s t l o h n t a r i f e .

§ 1. (1) Für Gruppen von Dienstnehmern, die
unter den Geltungsbereich des Kollektiv-
vertragsgesetzes, BGBl. Nr . 76/1947, in der je-
weils geltenden Fassung fallen, für die jedoch
eine Lohnregelung durch Kollektivvertrag nicht
getroffen werden kann, weil auf Dienstgeber-
seite kollektivvertragsfähige Körperschaften
(§§ 3 und 5 Kollektivvertragsgesetz) nicht be-
stehen, können durch Beschluß des Einigungs-
amtes Mindestlöhne (Mindestgehälter) fest-
gesetzt werden. Die im Beschluß festgesetzten
Mindestlöhne (Mindestgehälter) werden als
Mindestlohntarif bezeichnet.

(2) Die Einigungsämter können Mindestlohn-
tarife nur für den Bereich ihres Sprengeis er-
lassen. Die Erlassung von Mindestlohntarifen,
die den Wirkungsbereich mehrerer Einigungs-
ämter berühren, obliegt dem Obereinigungsamt.

(3) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden auf
Dienstnehmer, die den Bestimmungen der Haus-
besorgerordnung, BGBl. Nr . 878/1922, in der
jeweils geltenden Fassung unterliegen, nur inso-
weit Anwendung, als es sich um die Festsetzung
anderweitigen Entgelts gemäß § 9 der Haus-
besorgerordnung handelt.

§ 2. (1) Das Einigungsamt (Obereinigungsamt)
trifft Entscheidungen nach § 1 in einem Senat,
dem außer dem Vorsitzenden des Einigungs-
amtes (Obereinigungsamtes) oder seinem Stell-
vertreter je eine gleiche Anzahl von Mitgliedern
aus dem Kreise der Dienstgeber und der Dienst-
nehmer angehören. Die Mitglieder und Ersatz-
mitglieder werden vom Bundesministerium für
soziale Verwaltung bestellt. Die Bestellung der
Mitglieder (Ersatzmitglieder) aus dem Kreise der
Dienstnehmer erfolgt auf Grund von Vor-
schlägen des Österreichischen Arbeiterkammer-
tages, die Bestellung der Mitglieder (Ersatzmit-

glieder) aus dem Kreise der Dienstgeber auf
Grund von Vorschlägen der Bundeskammer
der gewerblichen Wirtschaft. Zur Beschlußfähig-
keit des Senates ist die Anwesenheit des Vor-
sitzenden oder seines Stellvertreters und von
wenigstens je zwei Mitgliedern (Ersatzmitglie-
dern) aus der Gruppe der Dienstgeber und aus
der Gruppe der Dienstnehmer erforderlich.

(2) Im übrigen gelten für die Berufung der
Mitglieder des Senates, für die Bildung des
Senates, dessen Verhandlungs- und Beschluß-
fähigkeit sowie für die Geschäftsführung der
Einigungsämter und des Obereinigungsamtes in
Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes die Be-
stimmungen der §§ 29 Abs. 3 bis 5, 30, 31
Abs. 2 und 3, 32 Abs. 3, 33, 34 Abs. 2, 35, 36,
38 bis 41 und 44 des Kollektivvertragsgesetzes
und der Verordnung über die Geschäftsordnung
der Einigungsämter und des Obereinigungsamtes,
BGBl. Nr . 218/1947, in der jeweils geltenden
Fassung sinngemäß.

R e c h t s w i r k u n g des M i n d e s t -
l o h n t a r i f s .

§ 3. (1) Die Bestimmungen des Mindestlohn-
tarifes gelten innerhalb seines räumlichen, fach-
lichen und persönlichen Geltungsbereiches von
dem im Beschluß festgesetzten Wirksamkeits-
beginn an als Bestandteile jedes Dienstvertrages,
der zwischen einem Dienstgeber und einem
Dienstnehmer abgeschlossen worden ist oder
während der Geltungsdauer des Mindestlohn-
tarifes abgeschlossen wird.

(2) Enthä l t der Mindest lohntarif keine Vor -
schriften über seinen Wirksamkeitsbeginn, so
beginnt seine W i r k u n g mi t dem auf die Kund-
machung im „Amtsb la t t zu r Wiener Ze i tung"
(S 4 Abs. 4) folgenden Tage.

(3) Die Best immungen des Mindestlohntarifes
können durch Diens tver t rag oder Arbeitsord-
nung weder aufgehoben noch beschränkt wer-
den. Sondervereinbarungen sind n u r gültig, so-
weit sie für den Diens tnehmer günstiger sind
oder Ansprüche betreffen, die im Mindest lohn-
tarif nicht geregelt sind.

(4) Jeder Kol lekt ivver t rag und jede Satzung
setzen für ihren Geltungsbereich einen bestehen-
den Mindest lohntarif außer Kraft.

(5) Die Rechtswirkungen des Mindest lohn-
tarifes bleiben nach seinem Erlöschen für Dienst-
verhältnisse, die unmi t te lbar vor seinem Er-
löschen von i h m erfaßt waren, so lange aufrecht,
als für diese Dienstverhältnisse nicht ein neuer
Mindestlohntarif, ein Kol lekt ivver t rag oder eine
Satzung wirksam wird.

V e r f a h r e n .
§ 4. (1) Das Verfahren zur Festsetzung eines

Mindestlohntarifes ist einzuleiten, wenn ein An-
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trag von einer kollektivvertragsfähigen Körper-
schaft der Dienstnehmer (§ 3 Kollektivvertrags-
gesetz) gestellt wird. Der Antrag hat die zur Be-
urteilung der Notwendigkeit der Erlassung eines
Mindestlohntarifes erforderlichen Angaben so-
wie einen Vorschlag über die Höhe der fest-
zusetzenden Mindestlöhne (Mindestgehälter) zu
enthalten.

(2) Die Einigungsämter u n d das Obereinigungs-
amt haben vor der Beschlußfassung die nach dem
räumlichen Geltungsbereich des beantragten
Mindestlohntarifes in Betracht kommenden
Landeshauptmänner zu hören.

(3) In dem Beschluß sind die Mindestlöhne
(Mindestgehälter), der Geltungsumfang und der
Wirksamkeitsbeginn des Mindestlohntarifes fest-
zusetzen.

(4) D e r Beschluß auf Festse tzung eines Mindest-
lohntarifes ist durch Verlautbarung im „Amts-
blatt zur Wiener Zeitung" und durch Anschlag
an der Amtstafel des Einigungsamtes (Ober-
einigungsamtes) öffentlich kundzumachen. Der
Beschluß muß durch 30 Tage an der Amts-
tafel angeschlagen bleiben. Der Tag des An-
schlages und der Abnahme ist auf dem Beschluß
zu vermerken. Die Kosten der Verlautbarung
im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" sind von
der Körperschaft zu tragen, auf deren Antrag
der Mindestlohntarif festgesetzt wurde.

(5) D e r Mindes t lohnta r i f ist einem Kataster
einzuverle iben; eine Abschrif t des Mindest lohn-
tarifes ist dem Bundesminis te r ium für soziale
V e r w a l t u n g vorzulegen. E ine weitere Abschrift
ist den in Betracht kommenden Landeshaupt-
männern (Abs. 2) zu übermitteln. Die Eini-
gungsämter haben weiters eine Abschrift der
von ihnen beschlossenen Mindestlohntarife dem
Obereinigungsamt zuzuleiten.

(6) Die Vorschriften der Abs. 1 bis 5 finden
auch auf das Verfahren wegen Abänderung oder
Aufhebung eines Mindestlohntarifes Anwen-
dung.

Artikel II.

Vollziehung.

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Körner
Figl Maisel

1 5 7 . Bundesgesetz vom 11. Juli 1951,
betreffend Grundsätze über eine zeitliche
Befreiung von der Grundsteuer für Neu-,

Zu-, Auf-, Um- und Einbauten.
Der Nationalrat hat beschlossen:
§ 1. Die Landesgesetzgebung wird ermächtigt,

für Neu-, Zu-, Auf-, Um- und Einbauten schon

vor Erlassung des Grundsteuergrundsatzgesetzes
(§ 11 Abs. 1 des Finanzausgleichsgesetzes) Be-
stimmungen über eine zeitliche Befreiung von
der Grundsteuer sowie von anderen Abgaben, die
von den Ländern und Gemeinden vom Gebäude-
besitz oder vom Aufwand für Wohnzwecken
und gewerblichen Zwecken dienende Räume zu-
künftig eingehoben werden, unter Beachtung
folgender Grundsätze zu erlassen:

1. Die Befreiung darf für Neu-, Zu-, Auf-,
Um- und Einbauten nicht gewährt werden,
deren Bauführung vor dem 1. Jänner 1948 —
bei gemeinnützigen Bau-, Wohnungs- und Sied-
lungsvereinigungen vor dem 1. Jänner 1946 —
im Sinne der Bestimmungen des § 1 Abs. 3 der
Verordnung der Bundesregierung vom 22. Fe-
bruar 1951, BGBl. Nr. 67, beendet war. Von
der Befreiung sind ferner wiederhergestellte
Wohnhäuser auszunehmen, soweit diese schon
unter die Befreiungsbestimmungen der Landes-
gesetze fallen, die auf Grund der Ermächtigung
des § 21 Abs. 2 des Wohnhaus-Wiederaufbau-
gesetzes vom 16. Juni 1948, BGBl. Nr. 130, er-
lassen worden sind.

2. Die Dauer der Steuerbefreiung (Befreiungs-
zeitraum) darf zwanzig Jahre nicht übersteigen.

3. Die Befreiung muß regelmäßig mit dem
Beginn des Kalenderjahres wirksam werden (Be-
ginn des Befreiungszeitraumes), das auf die Be-
endigung der Bauführung folgt. Der Beginn des
Befreiungszeitraumes darf in keinem Fall vor
dem 1. Jänner 1952 liegen.

§ 2. Mit der Wahrnehmung der dem Bund
gemäß Art. 15 Abs. 6 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 zustehenden
Rechte ist das Bundesministerium für Finanzen
betraut.

Körner

Figl Margarétha

158 . Bundesgesetz vom 25. Juli 1951,
über die Abänderung des Arbeitslosen-
versicherungsgesetzes (4. Arbeitslosenver-

sicherungsgesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 22. Juni 1949, BGBl.
Nr. 184, betreffend die Arbeitslosenversicherung
(Arbeitslosenversicherungsgesetz — AlVG.), in
der Fassung des Bundesgesetzes vom 25. Oktober
1950, BGBl. Nr. 211, wird abgeändert wie folgt:

1. § 13 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Bei der erstmaligen Inanspruchnahme des
Arbeitslosengeldes ist die Anwartschaft erfüllt,
wenn der Arbeitslose in den letzten 24 Monaten
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vor Geltendmachung des Anspruches durch ins-
gesamt 52 Wochen im Inland arbeitslosenver-
sicherungspflichtig beschäftigt war."

2. Die bisherigen Abs. 3 und 4 des § 13 werden
zu Abs. 4 und 5.

3. Im § 14 Abs. 1 und 2 sowie im § 69 Abs. 2
ist die Zitation „§ 13 Abs. 1 und 2" jeweils durch
die Zitation „§ 13 Abs. 1 bis 3" zu ersetzen.

4. § 20 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Das Arbeitslosengeld beträgt wöchentlich:

5. Im § 20 Abs. 5 ist die Ziffer „24" durch die
Ziffer „27" und die Ziffer „18" durch die Ziffer
„21" zu ersetzen.

6. Nach § 20 ist folgender neuer § 20 a ein-
zufügen:

„§ 20 a. (1) Wenn der Anspruch auf Arbeits-
losengeld mit einer Rentenleistung aus der
Sozialversicherung oder einem Bezug aus öffent-
lichen Mitteln zeitlich zusammentrifft, werden
diese Leistungen zur Hälfte auf das Arbeitslosen-
geld angerechnet, jedoch muß dem Arbeitslosen
die Hälfte des Arbeitslosengeldes verbleiben.

(2) Von der Anrechnung gemäß Abs. 1 sind
ausgenommen:

a) die Unterhaltsrente nach dem Opferfür-
sorgegesetz vom 4. Juli 1947, BGBl.
Nr. 183;

b) die Zusatzrente, Blindenzulage und Führ-
hundzulage nach dem Kriegsopferversor-
gungsgesetz vom 14. Juli 1949, BGBl.
Nr. 197, und

c) die Leistungen der allgemeinen Fürsorge.

Artikel II.

(1) Bei einer künftigen gesetzlichen Änderung
des Hauptmietzinses nach § 2 Abs. 1 lit. a des
Mietengesetzes erhöht sich der Mietzinszuschuß

gemäß § 20 Abs. 5 Arbeitslosenversicherungs-
gesetz um den Betrag, der den Lohn(Gehalts)-
empfängern als Ausgleich für die Mietzinssteige-
rung geleistet werden wird.

(2) Der Erhöhungsbetrag nach Abs. 1 sowie
der Zeitpunkt, von dem an der erhöhte Miet-
zinszuschuß gebührt, und die entsprechende Er-
höhung der für die Lohnklasseneinteilung maß-
gebenden Arbeitsverdienste, werden durch Ver-
ordnung bestimmt.

Artikel III.

(1) Die zweite Durchführungsverordnung zum
Arbeitslosenversicherungsgesetz vom 19. Oktober
1949, BGBl. Nr. 249, in der Fassung der Verord-
nung vom 16. Dezember 1950, BGBl. Nr. 36/
1951, wird wie folgt geändert:

a) Im § 1 Abs. 1 lit. a sind die Ziffern „30"
und „130" durch die Ziffern „50" und
„215" zu ersetzen;

b) im § 2 ist die Ziffer „24" durch die Ziffer
„30" zu ersetzen.

(2) Die in Abs. 1 festgesetzten Beträge können
unter Anwendung der Bestimmungen der §§ 1
Abs. 4 und 11 Abs. 5 des Arbeitslosenversiche-
rungsgesetzes durch Verordnung des Bundes-
ministeriums für soziale Verwaltung abgeändert
werden.

Artikel IV.

(1) Die Bestimmungen des Art ikels I Ziffer 4
und 5 dieses Bundesgesetzes t re ten rückwirkend
mit 9. Juli 1951 in Kraft. Die übrigen Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes t re ten m i t dem
Tage der Kundmachung in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwal -
tung betraut .

Körner
Figl Maisel

1 5 9 . Bundesgesetz vom 25. Juli 1951,
über Änderungen auf dem Gebiete der

Kriegsopferversorgung.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 14. Juli 1949, BGBl.
Nr. 197, über die Versorgung der Kriegs-
beschädigten und Hinterbliebenen (Kriegsopfer-
versorgungsgesetz — KOVG.) wird abgeändert
und ergänzt wie folgt:

1. § 3 lit. d hat zu lauten:
,,d) von Personen erhoben wird, die nach dem

13. März 1938 auf dem Gebiete der Repu-
blik Österreich geboren wurden, oder"
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2. Dem § 3 ist eine lit. e folgenden Wortlautes
anzufügen:

,,e) von Personen deutscher Sprachzugehörig-
keit erhoben wird, die infolge einer Dienst-
beschädigung erwerbsunfähig (§ 9 Abs. 2)
oder hilflos beziehungsweise blind (§ 18
Abs. 1, § 19 Abs. 2 und 3) geworden sind."

3. § 11 hat zu lauten:
„§ 11. Die Grundrente beträgt monatlich bei

einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von
30 v. H 25 S
40 v. H 35 S
50 v. H 100 S
60 v. H 140 S
70 v. H 190 S
80 v. H 230 S
90 v. H. und mehr 350 S."

4. Die Abs. 2 und 3 des § 12 haben zu lauten:

„(2) Die Zusatzrente wird nur insoweit ge-
zahlt, als das monatliche Einkommen (§ 13) des
Schwerbeschädigten ohne Berücksichtigung der
Grundrente geringer ist als die ihm bei Er-
werbsunfähigkeit zustehende Beschädigtenrente
(Grundrente und volle Zusatzrente) zuzüglich
eines Betrages von 125 S; diese Grenze erhöht
sich, falls Kinderzulagen und Frauenzulage (§§ 16
und 17) gebühren, um deren Betrag.

(3) Die volle Zusatzrente beträgt monatlich
bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von

50 und 60 v. H 140 S
70 und 80 v. H 210 S
90 v. H. und mehr 300 S."

5. Im § 16 Abs. 1 und im § 17 wird die
Zahl 25 durch die Zahl 40 ersetzt..

6. Im § 18 Abs. 2 werden die Zahlen 165, 205,
245 und 285 durch die Zahlen 240, 360, 480 und
600 ersetzt.

7. § 20 hat zu lauten:

„§ 20. Blinde (§ 19 Abs. 2) erhalten, wenn sie
mit einem Führhund beteilt sind (§ 32 Abs. 2),
eine Führhundzulage von monatlich 90 S, an-
sonsten an Stelle dieser Zulage eine Beihilfe in
gleicher Höhe."

8. Der zweite Satz im Abs. 4 des § 22 hat zu
lauten:

„Sie sind nach einem monatlichen beziehungs-
weise kalendertäglichen Grundlohn zu berech-
nen, dessen Höhe vom Bundesministerium für
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen nach An-
hörung des Hauptverbandes der österreichischen
Sozialversicherungsträger festgesetzt wird."

9. § 35 hat zu lauten:

„§ 35. (1) Die Witwenrente wird als Grund-
rente und als Zusatzrente geleistet.

(2) Die Grundrente beträgt monatlich:

a) insolange die Witwe erwerbsun-
fähig ist oder für wenigstens zwei
waisenrentenberechtigte Kinder zu
sorgen hat oder wenn sie das 55. Le-
bensjahr vollendet hat 125 S,

b) insolange die Witwe für ein waisen-
rentenberechtigtes Kind zu sorgen
hat 100 S,

c) wenn die Witwe das 45. Lebensjahr
vollendet hat 75 S,

d) für alle anderen Witwen 35 S.
Die wegen der Sorge für waisenrentenberech-

tigte Kinder nach lit. a oder b erhöhte Grund-
rente gebührt auch dann, wenn eine Waisen-
rente wegen Vollendung des 18. Lebensjahres
(§ 39) oder wegen Erlangung der Selbsterhal-
tungsfähigkeit oder wegen Verehelichung der
Waise (§ 41 Abs. 1 und 2) weggefallen ist oder
wegfällt.

(3) Zusatzrente erhal ten auf Ant rag die im
Abs. 2 lit. a, b und c bezeichneten Witwen, wenn
und insoweit ihr monatliches E inkommen (§ 13)
ohne Berücksichtigung der Grundren te 580 S
nicht erreicht; diese Grenze e rhöh t sich für jedes
waisenrentenberechtigte Kind um 40 S.

(4) Die volle Zusatzrente beträgt monatlich
für Wi twen nach Abs. 2 lit. a 150 S, für Wi twen
nach Abs. 2 lit. b 125 S und für Wi twen nach
Abs. 2 lit. c 100 S. Die Best immungen des § 14
gelten auch für Wi twen , denen eine Zusatzrente
bewilligt wurde .

(5) Eine W i t w e gilt dann als erwerbsunfähig,
wenn sie in ihrem Gesundhei tszustand derar t
beeinträchtigt ist, daß ihr die Ausübung einer
ihren Lebensunterha l t sichernden Erwerbs tä t ig-
keit nicht zugemute t werden k a n n u n d wenn
dieser Zus tand voraussichtlich mindestens sechs
Monate dauern wird.

(C) Witwen nach Empfängern einer Pflegezu-
lage oder Blindenzulage (§§ 18, 19) gebührt stets
die Witwenrente nach Abs. 2 lit. a."

10. Im § 36 Abs. 2 treten an die Stelle der
Worte „§ 35, Abs. (2), lit. a und b," die Worte
„§ 35 Abs. 2 lit. a, b und c".

11. Der erste Satz des § 42 hat zu lauten:
„Die Waisenrente für einfach verwaiste Wai-

sen beträgt monatlich 85 S, die für Doppelwai-
sen 165 S."

12. Der zweite Satz des § 46 hat zu lauten:
„Die Elternpaarrente beträgt 165 S, die

Elternteilrente 85 S im Monat."

13. Der Abs. 2 des § 47 hat zu lauten:
„(2) Das Sterbegeld beträgt 600 S."

14. Im § 56 Abs. 3 ist die Zahl 3 durch die
Zahl 5 zu ersetzen.

15. Im § 58 Abs. 1 sind die Worte „§ 35,
Abs. (2), lit. a und b," durch die Worte „§ 35
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Abs. 2 lit. a, b und c" und die Worte „§ 35,
Abs. (2), lit. c," durch die Worte „§ 35 Abs. 2
lit. d" zu ersetzen.

16. Im § 62 entfallen die Worte „zum Genuß
im Inland".

17. § 66 hat zu lauten:
„§ 66. Beschädigtenrenten und Hinterbliebe-

nenrenten sind am Ersten jedes Monates oder,
wenn der Monatserste auf einen Sonn- oder
Feiertag fällt, am vorhergehenden Werktag im
voraus zahlbar; wenn jedoch der dem Bezugs-
berechtigten anzuweisende monatliche Zahlbe-
trag 35 S nicht übersteigt, so ist die Rente am
1. Mai und 1. November, erstmalig am 1. No-
vember 1951, halbjährig im vorhinein auszu-
zahlen. Krankengeld und Hausgeld ist wöchent-
lich im nachhinein zahlbar."

18. Im § 68 hat Ziffer 1 zu lauten:

„1. Witwen (§§ 35 Abs. 2 lit. a, b oder c, 36
Abs. 2);"

19. Im § 69 hat Ziffer 1 zu lauten:
„1. Witwen, die eine Witwenrente nach § 35

Abs. 2 lit. d beziehen;"

20. Im § 72 Abs. 1 hat Ziffer 5 zu lauten:
„5. in der Wochenhilfe werden Wochen- und

Stillgeld sowie der einmalige Entbindungskosten-
beitrag zu den Kosten der Entbindung nicht ge-
währt. Werden die sonstigen Leistungen der
Wochenhilfe nicht in Anspruch genommen, so
wird an Stelle dieser Leistungen ein Betrag in
zehnfacher Höhe des gemäß § 73 Abs. 1 für.
jeden Hauptversicherten zu entrichtenden monat-
lichen Versicherungsbeitrages gewährt."

21. § 73 hat zu lauten:
„§ 73. (1) Für jeden Versicherten ist ein die

notwendigen Kosten der Versicherung deckender
monatlicher Beitrag an die zuständige Gebiets-
krankenkasse zu entrichten. Die Höhe dieses
Beitrages wird vom Bundesministerium für so-
ziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen nach An-
hörung des Hauptverbandes der öster-
reichischen Sozialversicherungsträger festgesetzt.
Gehören mehrere Versicherte einem ge-
meinsamen Haushalt an, so ist der Beitrag in
der festgesetzten Höhe nur für den Versicher-
ten, der die höchste Rente nach diesem Bundes-
gesetz bezieht, bei gleich hoher Rente nur für
den ältesten Versicherten (Hauptversicherten)
zu entrichten; kommen für die Versicherung
nur Waisen in Betracht, dann gilt die jüngste
Waise als Hauptversicherter. Für alle übrigen
Versicherten (Zusatzversicherten) beträgt der
Beitrag je ein Fünftel des Beitrages für den
Hauptversicherten.

(2) Der Beitrag für Versicherungspflichtige
Hauptversicherte (§ 68) wird je zur Hälfte vom

Versicherten und vom Bund getragen; für ver-
sicherungspflichtige Zusatzversicherte trägt der
Bund den Versicherungsbeitrag zur Gänze. Der
von den Pflichtversicherten zu tragende Bei-
tragsanteil und der von den freiwillig Versicher-
ten (§ 69) zu entrichtende Versicherungsbeitrag
wird durch das zuständige Landesinvalidenamt
(§ 79) von der dem Versicherten zustehenden
Rente einbehalten. Die Landesinvalidenämter
überweisen die Beiträge allmonatlich an die zu-
ständige Gebietskrankenkasse."

22. Im § 94 Abs. 1 entfällt der zweite Satz.

23. Der Abs. 1 des § 100 hat zu lauten:
„(1) Hat das Landesinvalidenamt gemäß § 62

dieses Bundesgesetzes einem im Auslande sich
aufhaltenden Versorgungsberechtigten die Zah-
lung einer Rente bewilligt, so ist diese in der
Regel entweder durch Barzahlung im Wege der
Postsparkasse mittels Zahlungsanweisung an
einen vom Versorgungsberechtigten namhaft ge-
machten, im Inlande wohnhaften Zahlungsemp-
fänger oder durch Gutschrift auf einem inlän-
dischen Postscheckkonto des Versorgungsberech-
tigten oder des von ihm namhaft gemachten
Zahlungsempfängers zu vollziehen. Auf begrün-
detes Verlangen des Versorgungsberechtigten
kann jedoch das Landesinvalidenamt die Zah-
lung an ihn auch durch Überweisung der Rente
in das Ausland nach den für den Auslandsgeld-
verkehr geltenden Vorschriften vollziehen."

24. Im § 101 Abs. 4 werden die Zahlen 20,
70, 150, 180 und 280 durch die Zahlen 25, 100,
190, 230 und 350 ersetzt.

25. Im § 101 Abs. 8 treten an Stelle der Worte
„[§ 35, Abs. (2), lit. a und b]" die Worte „(§ 35
Abs. 2 lit. a, b und c)".

26. § 108 entfällt.

27. § 110 entfällt.

Artikel II.

Die am 30. Juni 1951 geltenden Sätze für
den Grundlohn nach § 22 Abs. 4 und für die
in der Krankenversicherung der Kriegshinter-
bliebenen zu entrichtenden Beiträge und Bei-
tragsanteile nach § 73 Abs. 1. und 2 des Kriegs-
opferversorgungsgesetzes bleiben bis zu ihrer
allfälligen Neufestsetzung weiter in Geltung.

Artikel III.

Das Bundesgesetz vom 15, Oktober 1948,
BGBl. Nr. 219, über die Gewährung einer Er-
nährungszulage an Kriegsopfer in der Fassung
des Bundesgesetzes vom 25. Oktober 1950,
BGBl. Nr. 212, wird abgeändert wie folgt:

1. § 1 hat zu lauten:
„§ 1. Zum Ausgleich für die gesteigerten Le-

benshaltungskosten werden zu den Renten nach
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dem Bundesgesetz vom 14. Juli 1949, BGBl.
Nr. 197, über die Versorgung der Kriegsbeschä-
digten und Hinterbliebenen (Kriegsopferversor-
gungsgesetz — KOVG.) in seiner jeweils gel-
tenden Fassung Ernährungszulagen gewährt."

2. § 2 hat zu lauten:
„§ 2. (1) Auf die Ernährungszulage haben für

die Dauer des Aufenthaltes im Inland An-
spruch:

1. Empfänger einer Beschädigtenrente ent-
sprechend einer Minderung der Erwerbsfähig-
keit von mindestens 50 v. H.;

2. Empfänger einer Witwenrente nach § 35
Abs. 2 lit. a, b oder c KOVG. oder einer Wit-
wenbeihilfe;

3. Empfänger einer Elternteil- oder Eltern-
paarrente;

4. Empfänger einer wegen Selbsterhaltungs-
unfähigkeit infolge körperlicher oder geistiger
Gebrechen über das vollendete 18. Lebensjahr
hinaus geleisteten Waisenrente oder Waisenbei-
hilfe.

(2) Die Ernährungszulage nach Abs. 1 wird
an Empfänger einer Beschädigtenrente entspre-
chend einer Minderung der Erwerbsfähigkeit
von mindestens 90 v. H. von Amts wegen, in
allen anderen Fällen auf Antrag gewährt."

3. Im § 3 Abs. 1 haben die Ziffern 4 und 5
zu lauten:

„4. wiederkehrende Geldleistungen aus der
Sozialversicherung oder Arbeitslosenversicherung
beziehen;

5. von anderen Personen verpflegt werden,
denen für sie auf Grund des Bundesgesetzes vom
16. Dezember 1949, BGBl. Nr. 31/1950, Kinder-
beihilfe gebührt."

4. § 4 hat zu lauten:
„§ 4. Die Ernährungszulage beträgt für Be-

schädigte, Elternpaare und männliche Empfänger
einer Elternteilrente monatlich 239 S, sonst 147 S.
Bei der Abfertigung von Witwen im Falle der
Wiederverehelichung (§ 38 KOVG.) bleibt die
Ernährungszulage außer Betracht."

5. § 5 hat zu lauten:
„§ 5. Auf das Verfahren finden die Vorschrif-

ten des Kriegsopferversorgungsgesetzes Anwen-
dung."

6. § 6 hat zu lauten:
„§ 6. Die Anzeige- und Ersatzpflicht der Emp-

fänger von Ernährungszulagen richtet sich sinn-
gemäß nach den Bestimmungen der §§ 53 und
54 des Kriegsopferversorgungsgesetzes."

Artikel IV.

1. Bei einer künftigen gesetzlichen Änderung
des Hauptmietzinses nach § 2 Abs. 1 lit. a des
Mietengesetzes erhöhen sich j

a) die nach § 4 des Bundesgesetzes vom
15. Oktober 1948, BGBl. Nr. 219, in der
Fassung dieses Bundesgesetzes zu leisten-
den Ernährungszulagen und

b) die im § 12 Abs. 2 und § 35 Abs. 3 des
Kriegsopferversorgungsgesetzes in der Fas-
sung dieses Bundesgesetzes für den An-
spruch auf Zusatzrente festgesetzten Ein-
kommensgrenzen um den Betrag, der den
Lohn(Gehalts)empfängern als Ausgleich
für die Mietzinssteigerung geleistet werden
wird.

2. Der nach Z. 1 gebührende beziehungsweise
zu berücksichtigende Erhöhungsbetrag und der
Zeitpunkt, zu dem er in Geltung tritt, wird
durch Verordnung bestimmt.

Artikel V.

1. Dieses Bundesgesetz tritt mit 16. Juli 1951
mit der Maßgabe in Kraft, daß die Beträge, um
die sich gemäß Art. I und III die monatlichen
Geldleistungen erhöhen, für den Monat Juli 1951
nur im halben Ausmaße zu leisten sind.

2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung betraut.

Körner
Figl Maisel

1 6 0 . Bundesgesetz vom 25. Juli 1951,
womit das Opferfürsorgegesetz in der gel-
tenden Fassung ergänzt wird (6. Opfer-

fürsorgegesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 4. Juli 1947, BGBl.
Nr. 183, über die Fürsorge für die Opfer des
Kampfes um ein freies, demokratisches Öster-
reich und die Opfer politischer Verfolgung
(Opferfürsorgegesetz) in der geltenden Fassung
wird wie folgt abgeändert:

Im § 11 Abs. 1 Z. 2 hat der dritte Satz zu
tauten: „Dieses Ausmaß wird für Anspruchs-
berechtigte nach § 1 Abs. 1 lit. d oder e oder
Abs. 3 für Opfer, hinterbliebene Elternpaare
und männliche Empfänger von Elternteilrenten
mit 616 S, für alle übrigen mit 541 S für jeden
Kalendermonat berechnet."

Artikel II.
1. Bei einer künftigen gesetzlichen Änderung

des Hauptmietzinses nach § 2 Abs. 1 lit. a des
Mietengesetzes erhöhen sich die im § 11 Abs. 1
Z. 2 in der Fassung des Artikels I dieses Bundes-
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gesetzes festgesetzten Beträge um den Betrag, der
den Lohn(Gehalts)empfängern als Ausgleich für
die Mietzinssteigerung geleistet werden wird.

2. Die Erhöhungsbeträge nach Z. 1 sowie der
Zeitpunkt, von dem an die erhöhte Unterhalts-
rente gebührt, wird durch Verordnung bestimmt.

Artikel III.
1. Dieses Bundesgesetz tritt mit 16. Juli 1951

mit der Maßgabe in Kraft, daß die gemäß § 11
Abs. 1 Z. 2 gebührende Unterhaltsrente für den
Monat Juli 1951 an Opfer, hinterbliebene El-
ternpaare und männliche Empfänger von Eltern-
teilrenten nur im Betrage von 554 S, für alle
übrigen im Betrage von 501 S zur Auszahlung
gelangt.

2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Körner
Figl Maisel

1 6 1 . Bundesgesetz vom 25. Juli 1951,
betreffend die Abänderung des Kinderbeihil-
fengesetzes (3. Novelle zum Kinderbeihilfen-

gesetz).
Der Nat ional ra t ha t beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz v o m 16. Dezember 1949,
BGBl. N r . 31/1950, über Kinderbeihilfen
(Kinderbeihilfengesetz) in der Fassung des
Bundesgesetzes vom 21 . Juni 1950, BGBl. N r . 135,
und der 2. Novelle zum Kinderbeihilfengesetz
vom 25. Ok tobe r 1950, BGBl. Nr . 215, wird
wie folgt abgeändert :

1. § 1 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Zu r Erleichterung der Versorgung der

in nichtselbständiger Arbeit stehenden Bevöl-
kerungskreise mi t Bedarfsartikeln wird Kinder-
beihilfe gewährt. Anspruch auf Kinderbeihilfe
haben nach Maßgabe der Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes Personen, die im Bundesgebiet
Einkünfte beziehen

1. aus nichtselbständiger Arbei t ( § 1 9 Abs. 1
des Einkommensteuergesetzes),

2. aus der gesetzlichen Kranken-, Renten- ,
Arbeitslosenversicherung, aus der öffentlichen
Fürsorge,

3. aus der gesetzlichen Unfallversicherung,
aus der Kriegsopferversorgung, aus der Opfer-
fürsorge, aus der Kleinrentnerunters tützung;
in diesen Fällen erlischt jedoch der Anspruch
auf Kinderbeihilfe, wenn andere als die in Z. 1
und 2 und die in dieser Bestimmung genannten
Einkünfte bezogen werden, sofern die anderen
Einkünfte im Kalenderjahr den im § 46 Abs. 1
Z. 2 des Einkommensteuergesetzes festgesetzten
Freibetrag übersteigen."

2. § 2 Abs. 1 ha t zu lauten:

„(1) Die Kinderbeihilfe bet rägt monatlich
105 S für jedes Kind (jeden Angehörigen) . Der
Anspruch auf Kinderbeihilfe beginnt mi t dem
Ersten des dem maßgebenden T a g folgenden
Monats und, wenn der maßgebende Tag der
Monatserste ist, mi t diesem Tage. Maßgebend
ist der Tag, an dem die Voraussetzungen für den
Anspruch auf Kinderbeihilfe erstmalig zu-
treffen. Der Anspruch auf Kinderbeihilfe kann
jedoch für Zei t räume, die vor d e m Beginn des
laufenden Kalenderjahres liegen, nicht m e h r
geltend gemacht werden. Der Anspruch auf
Kinderbeihilfe erlischt mi t Ablauf des Kalender-
monats , in dem eine Voraussetzung wegfällt.
Nichtvollbeschäftigte erhalten den ihrer Arbei ts-
zeit entsprechenden Teil der Kinderbeihilfe;
wenn jedoch die Beschäftigung drei Viertel der
durch die dienstrechtlichen u n d sonstigen lohn-
gestaltenden Vorschriften festgesetzten N o r m a l -
arbeitszeit erreicht, gebührt die volle Kinder-
beihilfe."

3. § 11 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) De r Beitrag beträgt 6 v. H . der Beitrags-
grundlage."

Artikel II.

(1) Die Best immung des Art . I Z. 2, betreffend
die E r h ö h u n g der Kinderbeihilfe, t r i t t am 16. Juli
1951 in Kraft.

(2) Die Bestimmung des Art . I Z . 3 ist erst-
malig auf den am 10. August 1951 fälligen Bei-
trag z u m Ausgleichsfonds für Kinderbeihilfe an-
zuwenden.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut .

Körner
Figl Margarétha

1 6 2 . Bundesgesetz vom 25. Juli 1951
über die Gewährung eines Bundeszuschusses
an das Burgenland aus Anlaß der 30jährigen

Zugehörigkeit zu Österreich.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Dem Burgenland wird aus Anlaß der
30jährigen Zugehörigkeit zur Republik Öster-
reich aus Bundesmitteln ein Zuschuß von zehn
Millionen Schilling gewährt. Von diesem Zu-
schuß sind fünf Millionen Schilling für den Neu-
bau der Hauptschulgebäude in Frauenkirchen,
Mattersburg und Eberau, drei Millionen Schil-
ling für die Fortführung des Baues der Landes-
Lungenheilstätte am Hirschenstein und zwei
Millionen Schilling für den weiteren Ausbau des
Kurortes Bad Tatzmannsdorf zu verwenden.
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§ 2. Die Überprüfung der widmungsgemäßen
Verwendung des Bundeszuschusses bleibt dem
Bundesministerium für Finanzen vorbehalten.

§ 3. Die haushaltsmäßige Verrechnung des
Bundeszuschusses wird dem Lande und den be-
troffenen Gemeinden zur Bedingung gemacht.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Figl Margarétha

163. Bundesgesetz vom 25. Juli 1951,
betreffend die Veräußerung von bundes-
eigenen Liegenschaften im Tauschwege an

die Landeshauptstadt Klagenfurt.
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Finanzen ist
ermächtigt, die bundeseigenen Liegenschaften
EZ. 233 der KG. Klagenfurt, III. Bezirk der
Kärntner Landtafel (Klagenfurt, Karfreitstraße
Nr. 13) und EZ. 13 der KG. Klagenfurt, V. Be-
zirk (Klagenfurt, Pischeldorferstraße Nr. 19) im
Tauschwege gegen die im Eigentum der Landes-
hauptstadt Klagenfurt stehenden Teilliegen-
schaften aus EZ. 236 der KG. Klagenfurt, VI. Be-
zirk (Klagenfurt, Mießtalerstraße Nr. 11) und
aus EZ. 134 der KG. Klagenfurt, VI. Bezirk
(Klagenfurt, Völkermarkterstraße Nr. 59) zu
veräußern.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
wird das Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Körner
Figl Margarétha

164. Bundesgesetz vom 25. Juli 1951, über
einen Bundeszuschuß zum Zwecke der
Wiederherstellung der Straßenbrücke bei

Tulln.
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bund hat in den Jahren 1948 bis
1950 zum Zwecke der Wiederherstellung der
kriegszerstörten, bis 31. Dezember 1950 im Zuge
einer Landesstraße (seither Bundesstraße) ge-
legenen Straßenbrücke über die Donau bei Tulln
Beträge von zusammen S 12,560.650'93 auf-
gewendet. Diese Beträge stellen einen Bundes-
zuschuß im Sinne des § 12 Abs. 2 des Finanz-
Verfassungsgesetzes 1948 dar.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Handel und Wie-
deraufbau im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen betraut.

Körner
Figl Gruber Margarétha

165. Verordnung des Bundesministe-
riums für Finanzen vom 17. Juli 1951 über
die Erweiterung der Vertretungsbefugnis der
Finanzprokuratur (5. Prokuratursverord-

nung).

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Gesetzes vom
12. September 1945, StGBl. Nr. 172, über die
Finanzprokuratur in Wien (Prokuraturgesetz)
wird verordnet:

Der Finanzprokuratur wird übertragen, die
Austria Tabakwerke A. G., vormals Österrei-
chische Tabakregie, auf deren Verlangen zu be-
raten und vor allen Gerichten und Verwaltungs-
behörden zu vertreten.

Margarétha

166. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 19. Juli 1951, betreffend
die Berichtigung von Druckfehlern im Bun-

desgesetzblatt.

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 7. Dezember 1920, BGBl. Nr. 33, über das
Bundesgesetzblatt, in der derzeit geltenden Fas-
sung, wird kundgemacht:

1. In der Kundmachung des Weltnachrichten-
vertrages, BGBl. Nr. 193/1950, hat es zu lauten:

Im vorletzten Absatz statt „BGBl. Nr. 109/
1932" richtig „BGBl. II Nr. 109/1934".

2. In der Kundmachung der Bundesregierung
vom 9. Jänner 1951, BGBl. Nr. 57, über die
Wiederverlautbarung des Paßgesetzes, hat es zu
lauten:

Auf Seite 4 der Beilage 2 zum Paßgesetz 1951
statt:

„à mons de renouvellement" richtig „à moins
de renouvellement".

3. In der Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 23. Mai 1951, BGBl. Nr. 122,
über die Gebühren der gerichtsärztlichen Sach-
verständigen und über die Gebühren für chemi-
sche Untersuchungen im Strafverfahren, hat es
zu lauten:

Im § 1 A Z. 11 lit. e statt:

,,e) Entnahme von Blut bei Kindern unter

3 Jahren 9"
richtig:

,,e) Entnahme von Blut 6
bei Kindern unter 3 Jahren 9".

Figl
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